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Bek. Nr. 1 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Vollzug der Baugesetze; 
Aufstockung zur Wohnraumerweiterung für 2 weitere W ohnungen mit Balkon, 

Erweiterung der Loggien im Erdgeschoss und Obergesc hoss 
 
Die Stadt Bad Reichenhall hat am 25.4.2017 den nachstehenden Bescheid erteilt: 
 
BV-NUMMER: 315-602-1/090/16 
 
BAUHERR: XXX 
 
BAUVORHABEN: Aufstockung zur Wohnraumerweiterung für 2 weitere Wohnungen mit Bal-

kon, Erweiterung der Loggien im Erdgeschoss und Obergeschoss  
 
LAGE DES BAUGRUNDSTÜCKS: Schillerstr. 42 
 
FL. NR.: 104/17 
 
GEMARKUNG: St. Zeno 
 
Im vorliegenden Fall sind mehr als 20 Beteiligte bzw. beteiligte Nachbarn vorhanden. Das Stadtbauamt Bad Reichenhall macht 
daher von der Möglichkeit des Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayer. Bauordnung Gebrauch, an Stelle einer Einzelzustellung der Bauge-
nehmigung an jeden Nachbarn/Beteiligten die Baugenehmigung durch öffentliche Bekanntmachung bekanntzugeben. Mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land gilt die Zustellung der Baugenehmigung als 
bewirkt. 
 
Hinweis: 
Diese Bekanntmachung ist zudem auf der Internetseit e der Stadt Bad Reichenhall zu finden unter  
www.stadt-bad-reichenhall.de  (Rathaus online / Bekanntmachungen). 
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Die Baugenehmigung und die genehmigten Planunterlagen können während der allgemeinen Dienststunden bei Stadtbauamt 
Bad Reichenhall, Neues Verwaltungsgebäude, Rathausplatz 8, 83435 Bad Reichenhall, I. Stock, Zimmer 107 eingesehen 
werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klag e bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht in München erhoben werden. 
 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
a) Schriftlich oder zur Niederschrift 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift 
lautet: 

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Bayerstr. 30, 80335 München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  
 
b) Elektronisch 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München auch elektronisch nach Maßgabe der der Inter-
netpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung  
oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) hat die Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid keine auf-
schiebende Wirkung. Beim Bayer. Verwaltungsgericht München Postfach 20 05 43, 80005 München, oder Bayerstraße 30, 
80335 München, kann ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden. 
 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge 
der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
Bad Reichenhall, den 26. April 2017 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 2 

Stadt Freilassing 
 

Bekanntmachung der Stadtwerke Freilassing 
Jahresabschlüsse 2013 bis 2015 

 
Gemäß § 25 der Eigenbetriebsverordnung Bayern geben die Stadtwerke Freilassing die Jahresabschlüsse 2013 bis 2015 öf-
fentlich bekannt. 
 
Der Stadtrat hat die oben genannten Jahresabschlüsse zur Kenntnis genommen und in der Sitzung am 24. April 2017 die Jah-
resabschlüsse festgestellt. 
 
Die Jahresgewinne der Jahre 2013 bis 2015 werden mit dem Eigenkapital der Stadtwerke verrechnet. 
 
Der Bestätigungsvermerk des Prüfers für die Jahresabschlüsse 2013 bis 2015 ist nachfolgend abgedruckt: 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
 
Ich habe die Jahresabschlüsse - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und die Lageberichte der Stadtwerke Freilassing, Freilassing, für die Geschäftsjahre vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2013, 2014 und 2015 geprüft. Durch Art. 107 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern wurde der 
Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckte sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs. Die Buchführung und die Aufstellung der Jahresabschlüsse und Lageberichte nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 
und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs liegen in der Verantwortung der Werkleitung des Eigenbetriebs. 
Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über die Jahresabschlüsse 
unter Einbeziehung der Buchführung und über die Lageberichte sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs abzugeben. 
 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und Art. 107 GO Bay unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
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werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Werkleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse habe ich darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten 
Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 
HGrG vorgenommen. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung 
bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen die Jahresabschlüsse zum 
31. Dezember 2013, 2014 und 2015 den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. Die 
Lageberichte stehen in Einklang mit den Jahresabschlüssen, entsprechen den gesetzlichen Vorschriften, vermitteln insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellen die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs wurden geprüft, sie geben keinen Anlass zu wesentlichen Bean-
standungen. 
 
 
Augsburg, den 8. Februar 2017 
 
Prof. Dr. Winfried Schwarzmann , Wirtschaftsprüfer“ 
 
 
Die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der Jahre 2013 bis 2015 sind in der Zeit vom 
 

8. Mai bis 16. Mai 2017 
 
bei den Stadtwerken Freilassing, Münchener Straße 15, 83395 Freilassing, Zimmer 215, 2. OG, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten öffentlich ausgelegt. 
 
 
Freilassing, April 2017 
Stadtwerke Freilassing 
 
J. Standl   S. Schwarz  Ingrid Brekalo 
Werkleiter  Werkleiter  Sachgebietsleiterin 
 
 
Bek. Nr. 3 

Gemeinde Bischofswiesen 
 

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatz ung zur 
Entwässerungssatzung (BGS-EWS)  

Vom 26. April 2017 
 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Bischofswiesen folgende 
 

Satzung:  
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 24. November 2004 (Amtsblatt Nr. 49 vom 7. Dezember 
2004), zuletzt geändert durch Satzung vom 13. November 2013 (Amtsblatt Nr. 47 vom 19. November 2013), wird wie folgt 
geändert: 
 
 
1. § 2 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für 
Grundstücke und befestigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich 
Abwasser anfällt, wenn 
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
2. sie – auch aufgrund einer Sondervereinbarung – an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind.“ 
 
 
2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss 
der Maßnahme. 
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(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, 
entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.“ 

 
 
3. § 7 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.“ 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 1. Mai 2017 in Kraft. 
 
 
Bischofswiesen, den 26. April 2017 
Gemeinde Bischofswiesen 
 
Thomas Weber , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 4 

Gemeinde Bischofswiesen 
 

Bekanntmachung des Beschlusses über das gemeinsame Arbeitspapier 
der 5 Gemeinden im Talkessel und Hinweis auf die Au skunftspflicht 

gemäß § 138 BauGB 
 
Das Programm der Einzelmaßnahmen ist ein Vorschlag und kann in den kommenden Monaten/Jahren angepasst werden. Die 
Regierung von Oberbayern, Städtebauförderung, empfiehlt eine frühzeitige Weitergabe der künftig geplanten Maßnahmen zur 
Bewertung und Einordnung in Bezug auf das interkommunale Entwicklungskonzept an das beauftragte Büro Dirtheuer/Steinert. 
Damit wird eine Anpassung an den jeweiligen Arbeitsstand der Gemeinde und eine Beurteilung dieser Anpassung durch die 
Regierung von Oberbayern, Städtebauförderung, möglich. 
 
Der Beschluss des Gemeinderates vom 24.2.2015 laute t wie folgt: 
 
Der Gemeinderat nimmt den Sachvortrag der Verwaltung und die zugesandten Unterlagen zur Kenntnis und beschließt das 
Arbeitspapier (Stand Dezember 2014) für die 5 Talkesselgemeinden zum Städtebauförderungsprogramm „Kleine Städte und 
Gemeinden – Überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerk“ in seinen Aussagen und Zielsetzungen. 
 
Hinweis: 
 
§ 138 BauGB, Auskunftspflicht 
 
(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils 

Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, der Gemeinde oder ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen 
zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorbereitung oder Durch-
führung der Sanierung erforderlich ist. An personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über 
ihre persönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Berufs-, Erwerbs- und 
Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindun-
gen, erhoben werden. 

 
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sanierung verwendet werden. Wur-

den die Daten von einem Beauftragten der Gemeinde erhoben, dürfen sie nur an die Gemeinde weitergegeben werden; 
die Gemeinde darf die Daten an andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie an die höhere Verwaltungsbehörde weiter-
geben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung erforderlich ist. Nach Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanie-
rungsgebiets sind die Daten zu löschen. Soweit die erhobenen Daten für die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie an 
die Finanzbehörden weitergegeben werden. 

 
(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauftragten sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Maßgabe des Absatzes 2 zu ver-

pflichten. Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 
 
(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208 Satz 2 bis 4 über die Androhung und Festsetzung 

eines Zwangsgelds entsprechend anzuwenden. Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

 
 
Bischofswiesen, den 27. April 2017 
Gemeinde Bischofswiesen 
 
Thomas Weber , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 5 
Gemeinde Schneizlreuth 

 
Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Entwu rfs zur 

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 16 „Saalachsee“ 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauG B 

 
Der Gemeinderat Schneizlreuth hat in seiner Sitzung vom 18.12.2014 die Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 16 „Saalachsee“ 
und die 4. Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren beschlossen. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach den §§ 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 30.3.2015 bis 29.4.2015 statt. 
 
Des Weiteren wurden in der Gemeinderatssitzung am 21.3.2017 durch Beschluss die einzelnen Einwände der frühzeitigen 
Beteiligung beraten und abgewogen. 
 
Die Bauleitplanung berührt den Bereich der Grundstücke mit den Flur-Nrn. 42, 42/3, 42/4, 42/13 und 49/4 der Gemarkung 
Jettenberg, unmittelbar an der B 21 im Bereich des Saalachsees.  Die Aufstellung soll nach § 12 BauGB (vorhabenbezogener 
Bebauungsplan) erfolgen, da es sich um eine bestehende Industrieanlage handelt. Hierbei soll die Zulässigkeit des bestehen-
den Betriebes bestimmt werden. Der  bestehende Flächennutzungsplan soll im Parallelverfahren geändert werden. 
 
Mit der Ausarbeitung des Planentwurfes ist Architekt und Stadtplaner, Dipl.-Ing. Alexander Plötzeneder, Reichenbachstr. 20, 
83435 Bad Reichenhall beauftragt. 
 
Planzeichnung 

 

Abbildung: Ausschnitt aus dem Entwurf des Bebauungsplans ohne Maßstab 
 
 
Der vom Gemeinderat in der Sitzung vom 21.3.2017 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf des oben genannten 
Bebauungsplans (Planzeichnung), sowie der aktuelle Entwurf der Begründung, des Umweltberichtes, sowie dem schallschutz-
technischen Gutachten, kann vom  
 

10. Mai 2017 bis einschließlich 12. Juni 2017 
 
im Rathaus Schneizlreuth, Schneizlreuth 5, Zimmer Nr. 12, während der Öffnungszeiten oder nach telefonischer Terminverein-
barung mit dem Bauamt, (Herrn Faber, Tel. 08651-953515) eingesehen werden. Der Zugang zum Zimmer Nr. 12 ist nicht barri-
erefrei, Hilfe beim Betreten bitte vorab per Tel. oder an der Haustürglocke anfordern. 
 
Während der Auslegungsfrist kann jedermann zu den einzelnen Entwürfen bzw. Schallschutzgutachten Stellung nehmen und 
diese schriftlich oder zur Niederschrift abgeben.  
 
 
Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen laut Umweltbericht verfügbar:  
 
• Schutzgut Mensch / Lärm 
• Schutzgut Boden 
• Schutzgut Arten und Lebensräume 
• Schutzgut Wasser 
• Schutzgut Landschaftsbild 
• Schutzgut Luft / Klima 
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Vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen sind verfügbar: 
 
• Fachstelle Wasserrecht 
• Fachstelle Naturschutz 
• Schallschutztechnisches Gutachten 
 
Die Bauleitpläne können ergänzende dazu auch auf der Homepage der Gemeinde Schneizlreuth www.schneizlreuth.de (Rat-
haus-Bauamt-Bebauungspläne)  eingesehen werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.  
 
 
Schneizlreuth, den 27. April 2017 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon , Erster Bürgermeister 
 
 


